
Europa

„Putin ist klug 
genug“

Energie kom -
missar Günther
Oettinger, 60,
über das Ver-
hältnis der Euro-
päischen Union
zu Russland

SPIEGEL: Die Ukraine-Krise
führt der EU die Abhängig-
keit von russischem Gas vor
Augen. Macht Europa die fal-
sche Energiepolitik?
Oettinger: Die Ukraine-Krise
hat gezeigt, dass wir dringend
eine gemeinsame Energie -
außenpolitik und eine euro-
päische Energieinfrastruktur
brauchen. Es darf nicht sein,
dass man immer nur in Zeiten
der Krise handlungsfähig ist.
SPIEGEL: Sechs EU-Staaten
sind zu 100 Prozent von Gas-
lieferungen aus Russland ab-
hängig. Ist Europa erpressbar?
Oettinger: Die russischen Part-
ner sind kurzfristig am länge-
ren Hebel. Aber wenn sie das
Vertrauen verspielen, können
und werden wir die Abhän-
gigkeit von Gas aus Russland
im nächsten Jahrzehnt maxi-
mal reduzieren. Putin ist klug
genug, nicht den besten Gas-
markt der Welt kurzfristig als
politischen Hebel zu benut-
zen – und ihn mittelfristig zu
verlieren.

SPIEGEL: Der polnische Pre-
mier Donald Tusk fordert,
dass die EU eine Einkaufsge-
meinschaft bildet, um gegen-
über dem russischen Energie-
riesen Gazprom eine bessere
Verhandlungsposition zu er-
reichen.
Oettinger: Wir prüfen gerade,
ob das rechtlich machbar ist,
und werden dem Europäi-
schen Rat das Pro und Kon-
tra darlegen. Im Idealfall
 werden marktwirtschaftliche
Kräfte mittel- bis langfristig
dafür sorgen, dass sich die
Gaspreise in der EU anglei-
chen. Eine stärkere Diversifi-
zierung der Energiequellen,
der Ausbau der Infrastruktur
und die Vollendung des Bin-
nenmarkts tragen dazu bei.
Zudem müssen wir von der
Öl-Preis-Bindung wegkom-
men. Das Problem ist: Wir
haben geltende Verträge.
Man kann Gazprom nicht
verübeln, dass sie auf deren
Einhaltung pochen. Aber je-
des Jahr laufen Verträge aus,
da haben wir einen Hebel.
pau, gps

Spionage

Grüne ausgespäht
Die Grünen-Bundestagsabge-
ordnete Marieluise Beck ist
Opfer eines Spionageangriffs
geworden. Das Bundesamt
für Sicherheit in der Informa-

tionstechnik entdeckte auf
dem Computer Becks den so-
genannten MiniDuke-Virus.
Das Spionageprogramm war
im vergangenen Jahr auf Re-
gierungsrechnern in zahlrei-
chen Staaten gefunden wor-
den. Betroffen waren unter
anderem die Ukraine, Bel-
gien, Portugal, Rumänien, 
die Tschechische Republik
und Irland. Auch Forschungs-
institute der USA wurden at-
tackiert. Der Computer der
Grünen-Politikerin wurde
nach Erkenntnissen der Si-
cherheitsexperten im Februar
infiziert. Woher der Angriff
kommt, ist unklar. Beck hat
sich als scharfe Kritikerin des
russischen Präsidenten Wla -
dimir Putin einen Namen ge-
macht. Am vergangenen Mitt-
woch hatte das geheim ta -
gende Parlamentarische Kon -
trollgremium des Bundesta-
ges über russische Spione in
Deutschland beraten. ran

Bundesnachrichtendienst

Kostenexplosion
beim Neubau
Die neue Zentrale des Bun-
desnachrichtendienstes
(BND) in Berlin verteuert
sich noch einmal erheblich –
auf jetzt mehr als eine Mil -
liarde Euro. Mit dem Neubau
des rund 260000 Quadrat -
meter großen Bürokomple-
xes an der Berliner Chaussee -
straße war im Jahr 2006 be-
gonnen worden. Damals hat-
te der Bauherr, das Bundes-
amt für Bauwesen und Raum-
ordnung, die Gesamtkosten
auf 720 Millionen Euro ver-
anschlagt. Unter anderem
wegen Kündigungen und der
Insolvenz mehrerer Baufir-
men hatte sich das Projekt
verzögert und verteuert.
 Zuletzt ging der BND von
912 Millionen Euro aus. In
 einem internen Bericht der
Bundesregierung heißt es
nun, man rechne mit einer
Gesamtsumme von 1034,45
Millionen Euro. Hauptgrund
seien „dringend erforderliche
Terminsicherungsvereinba-
rungen mit den ausführen-
den Firmen“. Es bestünden
jedoch „noch weitere Kosten-
risiken“, die man gegenwär-
tig noch nicht beziffern kön-
ne. Bislang wird die zusätz -
liche „Risikovorsorge“ auf
bis zu 23 Millionen Euro kal-
kuliert. jös
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Deutschland

Luftfahrt

Weniger Entschädigungen
Die Bundesregierung schaut bislang tatenlos zu, wie die
Rechte von Flugpassagieren bei Verspätungen ausgehöhlt
werden sollen. Der Entwurf einer entsprechenden Regelung
des EU-Verkehrsministerrats sieht vor, technische Defekte
künftig als „unerwarteten Flugsicherheitsmangel“ zu be-
trachten. Verzögert sich der Abflug oder muss die Maschine
außer Plan zwischenlanden, dann braucht die Airline nur
nachzuweisen, dass sie die gesetzlich vorgeschriebenen War-
tungen am Flugzeug vorgenommen hat – und schon muss sie
den Kunden nicht entschädigen. „Damit wird es den betrof-
fenen Fluggästen praktisch unmöglich gemacht, auf Kompen-
sation zu klagen“, sagt Jan Rameken vom Serviceportal EU-
claim. In 90 Prozent der 15000 Verfahren, die die Firma we-
gen Verspätungen gegen Fluggesellschaften angestrengt hat,
würden diese sich mit Hinweisen auf technische Defekte ver-
teidigen. „Die Bundesregierung, die die Rechte der Flugpas-
sagiere eigentlich ausbauen will, hat bislang nichts gegen die-
sen Entwurf der EU unternommen“, kritisiert Rameken. gt
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